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Vorwort 

„Das ist kein Betrug, das ist Beschiss“ lautet ein geflügeltes Wort unter Juristen, welches den 
hier vorliegenden Sachverhalt am besten umschreibt. Die mit diesem Heft vorgelegten Ori-
ginalurkunden aus den Archiven der Deutschen Flugsicherung (DFS), des Ministeriums für 
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr (MSWV), der Projektplanungs-Gesellschaft Schönefeld 
(PPS) und des Bundesverkehrsministeriums (BMV) zeichnen ein dichtes und anschauliches Bild 
eines in diesem Umfang in der deutschen Planungsgeschichte beispiellosen Täuschungsmanö-
vers. 

Es ist klar erkennbar, wie zunächst die DFS mit Schreiben vom 20. August 1998 ihre Zweifel an 
der Plausibilität der von der Flughafengesellschaft favorisierten geraden Abflugrouten anmeldet, 
sich auf der Besprechung am 29. September 1998 in Offenbach auch mit diesen Bedenken 
durchsetzt, und wie ohne erkennbaren sachlichen Grund diese Einschätzung aufgrund einer of-
fensichtlichen Einwirkung des übergeordneten Bundesverkehrsministeriums (vgl. das berühmte 
„Herberg-Schreiben“ vom 7. Oktober 1998) schließlich mit Schreiben der DFS vom 26. Oktober 
1998 korrigiert wird und die geraden Abflugrouten wieder als plausibel dargestellt werden. 

Das neu von der Kleinmachnower Bürgerinitiative aufgefundene Protokoll der Sitzung des 
Lenkungsgremiums „Gesamtkoordination“ der PPS vom 5. Oktober 1998 belegt erstmals, dass 
das MSWV als Planfeststellungsbehörde von diesem Sachverhalt nicht nur volle Kenntnis hatte, 
sondern aktiv an der Täuschung der betroffenen Bürger mitgewirkt hat. Die Motive hierfür liegen 
auf der Hand: Vor dem „zugespitzten politischen Hintergrund“ (interne DFS-email vom 9. Ok-
tober 1998) befürchtete man, dass bei Bekanntwerden der abknickenden Routen der Standort 
Schönefeld nicht mehr durchsetzbar sein würde.
 
 
 

Kleinmachnow im Juni 2012
Matthias Schubert 
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Die Flugroutenplanung für den Ausbau des Flughafens Berlin-Schönefeld, der als neuer  
Flughafen Berlin Brandenburg „Willy Brandt“ (BER) in Betrieb gehen soll

Die Chronologie

20.08.1998 – Die bundeseigene Deutsche Flugsicherung GmbH (DFS) informierte das Brandenburgische 
Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr (MSWV) als die verantwortliche Planfeststellungsbe-
hörde über die zwingende Notwendigkeit einer Divergenz von mindestens 15° direkt nach dem Abheben bei 
unabhängigen Parallelstarts. (Anlage 1) 

02.09.1998 – Das MSWV weist die Projektplanungs-Gesellschaft mbH Schönefeld (PPS) an, mit der 15°-Di-
vergenz weiter zu planen. (Anlage 2) 
10.09.1998 – Die Flughafen-Planungsgesellschaft antwortet, dass die 15°-Divergenz die Ausweisung zu-
sätzlicher Abflugstrecken erfordern würde, „was nicht vorgesehen sein kann“. Die PPS gehe davon aus, 
dass die DFS-Hinweise nicht zu einer Veränderung der Streckengeometrie führen. Sollte das MWSV ande-
rer Auffassung sein, müsste kurzfristig ein Klärungsgespräch mit der DFS herbeigeführt werden. (Anlage 3) 
16.09.1998 – Das MWSV hält die der Planung zugrunde gelegten geraden Abflugrouten für grundsätzlich 
tragfähig, kritisiert die DFS-Position und fordert die DFS kurzfristig zum Klärungsgespräch mit MWSV und 
PPS auf. (Anlage 4) 
29.09.1998 – Das Klärungsgespräch findet in der DFS-Zentrale in Offenbach statt. Ergebnis -  wie durch 
den Protokollfund am 13.06.2012 in den Akten der Flughafengesellschaft belegt -: Die DFS setzt sich durch. 
Es soll mit um mindestens 15° abknickenden Abflugrouten geplant werden. MSWV hat volle Kenntnis vom 
Erfordernis abknickender Routen. (Anlage 6) 
01.10.1998 – Die DFS beginnt sofort mit der neuen Routenplanung und erstellt als erstes  Zeichnungen mit 
15°, die neue Flugrouten über Rangsdorf und Zeuthen ausweisen. (Anlage 5) 
05.10.1998 – Das Protokoll über die Sitzung des PPS-Führungsgremiums „Gesamtkoordination“ dokumen-
tiert die Diskussion vom 29.09.1998 in der DFS-Zentrale, bei der die DFS die Ausweisung der 15°-Spreizung 
als „plausible“ Flugrouten verlangte. Das Protokoll belegt, dass das MSWV volle Kenntnis vom Erfordernis 
abknickender Routen hat. Die PPS verweigert sich diesem Ergebnis und legt fest, mit Wissen des MWSV 
über das Bundesverkehrsministerium auf die DFS Einfluss zu nehmen, damit diese die Ausweisung der neu-
en Abflugrouten mit der Divergenz von mindestens 15 unterlässt. (Anlage 6) 
07.10.1998 – Die Aufforderung der PPS an den zuständigen BMV-Unterabteilungsleiter zur Einflussnahme 
auf die DFS ergeht mit Brief des Flughafen- und Projektplanungschefs Dr. Götz Herberg. (Anlage 7) 
08.10.1998 – Das Bundesverkehrsministerium (Herr MinDirig. Eckhardt) bespricht telefonisch den PPS-Brief 
vom 07.10.1998 mit dem MWSV (Herrn MinRat Bayr) und der DFS (Herrn Prof. Dr. Olbert - Leiter Luftraum 
und Verfahren) und leitet ihn per Fax dorthin weiter. (Anlage 7) 
09.10.1998 – Die interne DFS-email zwischen Herrn B (DFS Region Ost) und Herrn St (DFS – FLL) bestä-
tigt, dass das MWSV vollständig involviert war, die Position der Flughafenplanungsgesellschaft PPS nun-
mehr übernommen hat und im weiteren Verfahren die Notwendigkeit der mit unabhängigen Parallelstarts 
zwingend erforderlichen Divergenzen von mindestens 15° für sich behält. (Anlage 8) 
26.10.1998 – Die DFS (Herr Prof. Dr. Olbert) legt ihre modifizierte Stellungnahme zur weitergeltenden Plau-
sibilität ihrer Grobplanung mit geraden Abflugrouten vor, das MWSV (Herr Bayr) bestätigt am 29.10.1998 und 
setzt den Flughafen-Planungsgesellschaft PPS am 02.11.1998 darüber in Kenntnis. (Anlagen 9, 10) 
18.11.1998 – In der 16. Sitzung des PPS-Aufsichtsrats berichtet die Geschäftsführung dem Kontrollgremium, 
dass die Abstimmung mit der DFS erfolgt und der PPS-Ansatz bestätigt worden ist. (Anlage 11) 

Das Ergebnis von Täuschung und Betrug

Das Ergebnis dieses für BMV, MWSV und PPS erfolgreichen Täuschungsmanövers, dem sich die vom BMV 
weisungsabhängige DFS gebeugt hat, ist, dass das Planfeststellungsverfahren für den neuen Hauptstadt-
flughafen in Schönefeld auf der Grundlage der geraden Abflugrouten durchgeführt und beschlossen worden 
ist. 

Im Planfeststellungsbeschluss zum Ausbau des Flughafens Berlin-Schönefeld vom 13.08.2004 heißt 
es dazu auf Seite 414: 

„Da die An- und Abflugverfahren eine wichtige Eingangsgröße insbesondere für die Ermittlung der von dem 
beantragten Ausbauvorhaben ausgehenden Luftschadstoff- und Geräuschimmissionen darstellen, hat die 
DFS eine Grobplanung für die An- und Abflugrouten erstellt. Diese Flugrouten basieren auf den derzeit für 
den Verkehrsflughafen Berlin- Schönefeld festgelegten An- und Abflugrouten sowie der Lage vorhandener 
Funknavigationsanlagen der Flugsicherung und gewährleisten eine umfassende Einbindung des ausgebau-
ten Flughafens in das nationale und internationale Flugroutensystem der Flugsicherung. Sie stellen aus Sicht 
der Planfeststellungsbehörde somit eine durchaus plausible und auch hinreichend konkrete Grundlage für 
die Ermittlung der Auswirkungen des Ausbauvorhabens dar.“ In der dem Planfeststellungsbeschluss beige-
fügten Karte sind die geraden An- und Abflugrouten ausgewiesen. 

Zur Betroffenheit z. B. von Rangsdorf heißt es im Planfeststellungsbeschluss auf Seite 952: 

„Das Gebiet der Gemeinde Rangsdorf ist – abgesehen von einer geringfügigen Betroffenheit durch 
den Bauschutzbereich bzw. die Planungszone Bauhöhenbeschränkung im Norden des Ortsteils 
Groß Machnow – weder durch das planfestzustellende Vorhaben noch den LEP FS betroffen. Die 
Kurzabflugstrecken werden nur in Sonderfällen von Flugzeugen mit einer Höchstabflugmasse von 50 t 
MTOW benutzt. Bei einem Anteil von ca. 3 % aller Starts in Richtung Westen, die in die Lärmberechnungen 
eingegangen sind, ist nicht mit erheblichen Beeinträchtigungen und sonstigen nachteiligen Wirkungen für die 
Gemeinde Rangsdorf zu rechnen.“ 

Zur Betroffenheit z. B. von Kleinmachnow gibt es im Planfeststellungsbeschluss keinerlei Hinweise.  

Kleinmachnow galt während des gesamten Planfeststellungsverfahrens als von den Auswirkungen des Aus-
bauvorhabens Schönefeld nicht betroffen. Deshalb hat die Planfeststellungsbehörde den Plan in Kleinmach-
now nicht ausgelegt und die Kleinmachnower Bürgerinnen und Bürger somit gehindert, sich an der Planung 
zu beteiligen.  

Inzwischen ist klar, dass die vom Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF) verordneten Flugrouten für 
den Hauptstadtflughafen im Widerspruch zur Planfeststellung ganze Regionen neu und zusätzlich mit Flug-
lärm und Abgasen belasten werden. Diese Belastungen potenzieren sich, weil die DFS zur Maximierung der 
Startbahn-Kapazitäten die Einzelfreigabe zur Regel macht. Das Umweltbundesamt kritisiert diese Praxis in 
seiner Lärmfachlichen Bewertung der Flugrouten für den Verkehrsflughafen Berlin Brandenburg (BER), Ja-
nuar 2012: „Problematisch und rechtlich bedenklich wird das Verhältnis von vorgeschriebenen Flugverfahren 
(Flugrouten) zu Einzelfreigaben oder Flugverkehrskontrollfreigaben außerhalb der vorgeschriebenen Flug-
verfahren dann, wenn sich in der Praxis des Flugbetriebs Einzelfreigaben derart häufen, dass sich neben 
den im vorgesehenen Verfahren durch Rechtsverordnung BAF festgelegten Flugrouten aufgrund entspre-
chender Verwaltungspraxis der Flugverkehrskontrollstellen zusätzliche faktische Flugrouten herausbilden.“ 

Die Planfeststellungsbehörde hat auf Seite 414 des Planfeststellungsbeschlusses Einwendungen der Bevöl-
kerung als unzutreffend zurückgewiesen: 

„Vielfach wurde eingewandt, dass sowohl die ausgewiesenen Flugrouten als auch die vorgegebenen Flug-
höhen bereits beim derzeitigen Betrieb des Verkehrsflughafens Berlin-Schönefeld nicht eingehalten würden 
und es wird befürchtet, dass aufgrund des zunehmenden Luftverkehrs zukünftig mit erheblich mehr Abwei-
chungen zu rechnen sei. Die Flugsicherung hat, veranlasst durch Anwohnerbeschwerden, in der Vergangen-
heit verschiedentlich Auswertungen der Radardaten vorgenommen und der Planfeststellungsbehörde die 
entsprechenden Flugspuraufzeichnungen übergeben. Die Flugspuraufzeichnungen zeigen, dass die Ein-
wände nicht zutreffen und die von der Flugsicherung erteilten Flugverkehrskontrollfreigaben und zugewiese-
nen Flugrouten von den Luftfahrzeugführern eingehalten werden.“ 

Auch auf diesem Feld wurde die Bevölkerung somit bewusst getäuscht und um ihre Beteiligungsrechte ge-
bracht.  

Nicht „Kommunikationsprobleme“, sondern vorsätzliches Täuschen über die wahren Auswirkungen des 
Flughafens liegen dem Planungsskandal zugrunde. Die Mitwisser- und Täterschaft bei beteiligten staatlichen 
Stellen einschließlich der im Staatsbesitz befindlichen Flughafen- und Projektplanungsgesellschaft und ihrer 
Aufsichtsgremien kann durch die neuesten Aktenfunde nicht mehr abgestritten werden.
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Anlage 1 (Seiten 6,7)
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Anlage 2 (Seiten 8, 9)
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Anlage 3 (Seiten 10, 11)
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Anlage 4 (Seiten 12, 13)
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Anlage 5 (Seiten 14, 15)
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Anlage 6 (Seiten 16, 17, 18)
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(Seiten 19,20) Anlage 7



20 21

Anlage 8
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Anlage 9 (Seiten 22, 23)
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